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BK3c-23/079: Konsultationsentwurf der Genehmigung von Entgelten für den Zugang zu baulichen Anlagen 

der Telekom Deutschland GmbH 

– Enthält KEINE Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse – 

Sehr geehrte Frau Dreger, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

in Ergänzung unserer bisherigen Stellungnahmen im o.g. Verfahren nehmen wir zu dem am 10.04.2024 

veröffentlichten Konsultationsentwurf nachfolgend nochmals Stellung.  

 

Der Konsultationsentwurf stellt aus Sicht der Vodafone GmbH (nachfolgend „Vodafone“) im Ausgangspunkt eine 

geeignete Grundlage für die zu erlassende Entgeltgenehmigung dar und berücksichtigt erfreulicherweise zu einigen 

Aspekten die von den Zugangsnachfragern vorgebrachten Kritikpunkte am Entgeltantrag der Telekom Deutschland 

GmbH („Telekom“). Zu anderen Punkten besteht jedoch erheblicher Verbesserungsbedarf, nicht zuletzt in Bezug auf 

die Höhe der Entgelte.  

 

Die im bisherigen Verfahren gestellten Anträge hält Vodafone aufrecht, soweit sie nicht nachfolgend 

zurückgenommen, abgeändert oder ergänzt werden.  

 

Im Einzelnen: 

 

 

 

  

mailto:impressum@vodafone.com


 

Seite 2 

 

C2 General 

1. Gebotene Ablehnung unzulässiger Vorgehensweisen der Telekom  

 

Der Entgeltantrag der Telekom basiert in Bezug auf die monatlichen Überlassungsentgelte für den Zugang zu 

baulichen Anlagen („BA“) in mehrfacher Hinsicht auf unzutreffenden Annahmen und unzulässigen 

Vorgehensweisen. Der Konsultationsentwurf stellt dies richtig und lehnt die verfehlte Methodik der Telekom 

richtigerweise ab.  

 

Das betrifft zunächst die unzutreffende Behauptung der Telekom, der anzuwendende Entgeltmaßstab sei bereits 

in der maßgeblichen Regulierungsverfügung vom 21.07.2022 (Az. BK3i-19/020) vorgegeben. Die dahingehende 

Annahme der Telekom entbehrt jeglicher Grundlage. Ziff. 5.1 des Tenors der Regulierungsverfügung sieht 

lediglich vor, dass die Bundesnetzagentur die Vorgabe des § 38 Abs. 5 Nr. 3 TKG befolgen wird, indem sie 

„insbesondere auch die Folgen einer Zugangsgewährung für den Geschäftsplan“ berücksichtigen wird (dazu 

bereits Stellungnahme vom 08.11.2023, S. 5). Dies hat keine Regelungswirkung, sondern ist notwendig 

deklaratorisch (so auch Regulierungsverfügung vom 21.07.2022, S. 278), weil die Bundesnetzagentur gar nicht 

befugt ist, diese gesetzliche Vorgabe außer Acht zu lassen. Es war daher unnötig, dies in der 

Regulierungsverfügung in den Tenor aufzunehmen, mangels weiterer Bedeutung dieser vermeintlichen 

Klarstellung aber auch unschädlich.  

 

Zudem legt § 38 Abs. 5 Nr. 3 TKG entgegen der Annahme der Telekom auch keinen Entgeltmaßstab fest, sondern 

regelt lediglich die ergänzende Berücksichtigung der Auswirkungen der Zugangsgewährung für den 

Geschäftsplan („AGP“). Diese Vorgabe ist nach Ansicht der Vodafone nur dann mit dem Unionsrecht, insbesondere 

mit Art. 72, 74 EKEK sowie Erwägungsgrund 187 des EKEK, zu vereinbaren, wenn § 38 Abs. 5 Nr. 3 TKG so ausgelegt 

wird, dass es sich um eine Pflicht zur Berücksichtigung der AGP im Ermessen der Bundesnetzagentur handelt, die 

ergänzend zu einem anzuwendenden Entgeltmaßstab nach § 39 Abs. 1 TKG Anwendung findet und nicht 

zwangsläufig zu höheren Entgelten für den Zugang zu baulichen Anlagen führt, sondern den Zweck der 

Zugangsverpflichtung in vollem Umfang würdigt, insbesondere also überhöhte Entgelte verhindert. In unserer 

Stellungnahme vom 08.11.2023 (S. 6 f.) haben wir daher nicht behauptet, die Vorschrift sei insgesamt mit 

Unionsrecht unvereinbar (so aber Konsultationsentwurf, S. 39), sondern im Einzelnen dargelegt, wie die Vorgabe 

des § 38 Abs. 5 Nr. 3 TKG unionsrechtskonform auszulegen und anzuwenden ist.  

 

Die Beschlusskammer legt dies in ihrem Konsultationsentwurf nun weitestgehend zutreffend zugrunde, indem sie 

erstens eine differenzierte Betrachtung von bestehenden wiederverwendbaren und von neuen baulichen Anlagen 

vornimmt (dazu unten 2.) und zweitens die Berücksichtigung von AGP nicht als eigenständige Entgeltmethode 

unabhängig von den Kosten heranzieht, sondern die Entgeltermittlung auf Basis der Kosten effizienter 

Leistungsbereitstellung („KeL“) vornimmt und die AGP im Rahmen eines Aufschlags auf die KeL berücksichtigt, 

wenngleich dies auf unzutreffende Weise erfolgt (dazu unten 4.b)).  

 

Die mit der rechtlich gebotenen Vorgehensweise verbundene Differenzierung zwischen bestehenden 

wiederverwendbaren und neuen baulichen Anlagen der Telekom ist auch keine unzulässige Abweichung von der 

beantragten Tarifstruktur, da der zugrunde liegende Leistungsbegriff gewahrt bleibt und in dem vom 

Bundesverwaltungsgericht zugelassenen Rahmen Änderungen der Kalkulation der genehmigungsfähigen 

Entgelte erfolgt (dazu näher Stellungnahme vom 08.12.2023, S. 4 f.), wie der Konsultationsentwurf (S. 35 f.) 

richtigerweise feststellt.  

 

Zutreffend ist ferner, dass der Konsultationsentwurf (S. 46) keine regionale Differenzierung hinsichtlich der 

beantragten Entgelte vornimmt, da diese zur Förderung der Regulierungsziele nicht erforderlich ist, sondern diese 
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im Gegenteil beeinträchtigen würde. Sofern regionale Kostenunterschiede vorliegen sollten, können diese im 

Rahmen der Netzmodellierung berücksichtigt werden, weshalb eine regionale Entgeltdifferenzierung auch 

insoweit nicht geboten ist. 

 

2. Zutreffende Differenzierung nach bestehenden wiederverwendbaren und neuen BA 

 

Wie bereits dargelegt ist es aufgrund der unionsrechtlichen Vorgaben im Einklang mit § 38 Abs. 5 Nr. 3 TKG 

erforderlich, für die Ermittlung der genehmigungsfähigen Überlassungsentgelte zwischen bestehenden 

wiederverwendbaren und neuen BA zu differenzieren (Konsultationsentwurf, S. 32 ff.). Der Entgeltantrag der 

Telekom, der diese Differenzierung nicht vorsieht, sondern Überlassungsentgelte unabhängig vom Zweck der 

erstmaligen Errichtung der BA ermittelte, war insoweit nicht genehmigungsfähig.  

 

Der Konsultationsentwurf geht zutreffend von den Vorgaben des Art. 72 EKEK aus, die in den Erwägungsgründen 

187 und 188 EKEK näher ausgeführt werden. Danach gilt für „bestehende wiederverwendbare bauliche Anlagen“, 

dass sie anhand einer kostenorientierten Bewertung der BA zu ermitteln sind, wobei die BA mit ihrem 

regulatorischen Buchwert abzüglich kumulierter Abschreibungen – d.h. mit dem sog. Restbuchwert – anzusetzen 

sind und bereits vollständig abgeschriebene Anlagen unberücksichtigt bleiben. Bei der Bestimmung von Entgelten 

für „neue baulichen Anlagen“ sollen hingegen auch die der Investitionsentscheidung zugrunde liegenden 

Umstände berücksichtigt werden. Diese Unterscheidung findet sich zwar nicht im Wortlaut des § 38 Abs. 5 Nr. 3 

TKG, aber die Gesetzesmaterialien beziehen sich ausdrücklich auf die Vorgaben des EKEK und die dort 

vorgesehene Differenzierung zwischen bestehenden wiederverwendbaren und neuen BA, wobei ausdrücklich nur 

für neue BA die Berücksichtigung der AGP vorgesehen ist (siehe BR-Drs. 29/21, S. 323; BT-Drs. 19/26108, S. 276). 

Folglich ist § 38 Abs. 5 Nr. 3 TKG unionsrechtskonform und im Einklang mit den Gesetzesmaterialien so 

auszulegen, dass die unionsrechtlich geforderte Differenzierung bei der Berücksichtigung der AGP zu wahren ist. 

Dies setzt der Konsultationsentwurf um. 

 

Im zweiten Schritt legt der Konsultationsentwurf (S. 34 f.) dar, anhand welcher Kriterien die Abgrenzung zwischen 

bestehenden wiederverwendbaren und neuen BA zu treffen ist, und orientiert sich hierbei zutreffend an dem 

Zweck der Errichtung der jeweiligen BA. Dabei wird anhand der unionsrechtlichen Bestimmungen in zutreffender 

Weise abgeleitet, dass neue BA nur solche Infrastrukturen sind, die zum Zweck des Aufbaus eines VHC-Netzes im 

Sinne von § 3 Nr. 33 TKG errichtet wurden, wohingegen BA, die bereits für Kupfernetze errichtet wurden, als 

bestehende wiederverwendbare BA gelten, selbst wenn sie inzwischen bereits ein nachträglich dort verlegtes VHC-

Netz enthalten. Das entspricht auch dem Zweck von § 38 Abs. 5 Nr. 3 TKG und Erwägungsgrund 188 des EKEK, weil 

bestehende BA, die zum Ausbau des Kupfernetzes der Telekom für das Angebot von DSL-Anschlüssen errichtet 

wurden, zum Zeitpunkt ihrer Errichtung keine VHC-Endkundenangebote ermöglicht haben und folglich auch 

keinen VHCN-Ausbau darstellen (dazu näher Stellungnahme vom 08.12.2023, S. 6 f.). 

 

Die Zuordnung, welche Kabelkanalanlagen der Telekom im Einklang mit diesen Vorgaben als neue BA zu 

qualifizieren sind und welche als bestehende wiederverwendbare BA, trifft der Konsultationsentwurf (S. 34 f.) 

durch eine vereinfachende und pauschalisierende, aber zutreffende Annahme. Danach sollen die 

Kabelkanalanlagen der HK-Trasse insgesamt als bestehende wiederverwendbare BA anzusehen sein und die 

Kabelkanalanlagen der VzK-Trasse insgesamt als neue BA. Dies ist zwar keine absolut trennscharfe Abgrenzung, 

wie der Konsultationsentwurf einräumt, aber eine solche wäre mit einem sehr hohen Aufwand für die Telekom 

verbunden und könnte in bestimmten Fällen zu einer hohen Komplexität der Abrechnung führen. Die 

vorgenommene Abgrenzung hält Vodafone für sachgerecht, da sie weitestgehend dem Netz der Telekom 

entsprechen dürfte, zumal die Telekom selbst keine andere Abgrenzung geltend gemacht hat. Sie ist auch 
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verhältnismäßig, da aufgrund dieser Pauschalisierung die von der Telekom selbst getroffene und ihrem 

Entgeltantrag zugrunde gelegte Abgrenzung zwischen HK-Trasse und VzK-Trasse verwendet werden kann und auf 

eine neue Systematik, die hohen Aufwand insbesondere für die Telekom, aber auch für die Zugangsnachfrager 

bedeutet hätte, verzichtet werden kann (dazu auch Stellungnahme vom 08.12.2023, S. 7).  

 

Sachgerecht und rechtlich nicht zu beanstanden ist schließlich auch die Feststellung, dass eine differenzierte 

Entgeltgenehmigung für neue und bestehende wiederverwendbare BA einer Mischbetrachtung vorzuziehen ist 

(Konsultationsentwurf, S. 35). Da eine Mischbetrachtung hinsichtlich des notwendig zu ermittelnden 

Mischungsverhältnisses von neuen und bestehenden wiederverwendbaren BA stets nur eine Momentaufnahme 

sein könnte, würde sie in kurzer Zeit falsch und die Entgeltgenehmigung daher unzutreffend werden. Zudem 

würde der Zweck der unionsrechtlichen Vorgaben und auch von § 38 Abs. 5 Nr. 3 TKG verwässert, indem die 

Nutzung bestehender wiederverwendbarer BA zu teuer und die Nutzung neuer BA zu billig angeboten werden 

müsste, was nicht dem bezweckten Schutz von Investitionen in neue Infrastrukturen entspricht (siehe auch 

Stellungnahme vom 08.12.2023, S. 7 f.). Eine Mischbetrachtung ist daher nicht nur aufgrund erheblicher 

praktischer Probleme (so der Konsultationsentwurf, S. 35), sondern auch aus Rechtsgründen abzulehnen. 

 

3. Überlassungsentgelte für bestehende wiederverwendbare BA im HK-Bereich 

 

a) Strikte Kostenorientierung ohne AGP-Zuschlag  

 

Im Ausgangspunkt legt der Konsultationsentwurf (S. 43 ff.) zutreffend zugrunde, dass die Entgelte für bestehende 

wiederverwendbare BA strikt kostenorientiert im Einklang mit Erwägungsgrund 187 des EKEK zu ermitteln sind 

und eine Berücksichtigung der AGP im Sinne von § 38 Abs. 5 Nr. 3 TKG hier nicht in Betracht kommt. Der 

Investitionswert der BA wird dabei anhand des von der Beschlusskammer bereits für die sog. PIA-Entgelte (siehe 

Beschluss BK 3a-22/003 vom 28.06.2022, S. 48 ff.) genutzten WIK-Modells ermittelt, was im Grundsatz im 

vorliegenden Verfahren nicht zu beanstanden ist (auch wenn Vodafone weiterhin an den anderweitig geltend 

gemachten Kritikpunkten hieran und an der Höhe des WACC festhält; siehe hierzu insbesondere unsere 

Stellungnahme vom 11.09.2023 im Verfahren BK3a-23/005 - Kollokationsstrom, RLT).  

 

b) Keine Rechtfertigung eines VHCN-Zuschlags bei der Ermittlung des WACC 

 

Richtigerweise sieht der Konsultationsentwurf hier – anders als für die neuen BA in der VzK-Trasse – keinen 

Aufschlag für AGP vor. Allerdings wird im Rahmen der Ermittlung des ohnehin zu hoch festgelegten 

Kapitalkostensatzes („WACC“) ein sogenannter VHCN-Aufschlag berücksichtigt (Konsultationsentwurf, S. 79 ff.). 

Dies ist entschieden zurückzuweisen. Ein solcher Aufschlag steht in Widerspruch zu der vorgenommenen 

Differenzierung zwischen neuen und bestehenden wiederverwendbaren BA, da für letztere gerade kein Aufschlag 

erfolgen soll. Ein solcher kann allein dazu dienen, den Ausbau und den Betrieb von VHC-Netzen durch 

Wettbewerber der Telekom zu erleichtern. Die zutreffende Feststellung der Beschlusskammer, dass bestehende 

wiederverwendbare BA nicht dem Ausbau von VHC-Netzen dienen (siehe oben 2.), wird durch die Zuerkennung 

eines VHCN-Aufschlags bei dem WACC für bestehende wiederverwendbare BA konterkariert.  

 

Wie bereits in der Stellungahme vom 08.12.2023 (S. 10) dargelegt, dient der VHCN-Aufschlag als Risikoprämie 

demselben Zweck wie die Berücksichtigung von AGP, nämlich zusätzliche Risiken bei Investitionen in VHC-Netze 

zu würdigen. Dies geht auch aus dem Schreiben der Bundesnetzagentur zur diesbezüglichen Marktabfrage aus 

dem Jahr 2023 klar hervor. Da die bestehenden wiederverwendbaren BA aber nach der Definition des 

Konsultationsentwurfs gerade nicht zum Aufbau von VHC-Netzen dient (vgl. auch Feststellung der 
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Beschlusskammer auf S. 44 des Konsultationsentwurfs), stellt es auch keine Investition in VHC-Netze dar, weshalb 

ein VHCN-Aufschlag nicht gerechtfertigt ist. Dies bestätigt auch die Gigabit-Empfehlung (EU) 2024/539 der 

Europäischen Kommission („Gigabit-Empfehlung“), die gemäß Ziff. 67 ff. eine Risikoprämie im Rahmen des WACC 

ausdrücklich nur für Investitionen in neue Infrastruktur vorsieht, da nur diese ein spezifisches Risiko aufweist.  

 

Der Konsultationsentwurf geht davon aus, dass auch in der HK-Trasse, also in Bezug auf bestehende 

wiederverwendbare BA, ein solches Investitionsrisiko besteht, und begründet dies damit, dass dort künftig ein 

weiterer Ausbau von Kabelkanalanlagen erforderlich sein wird. Dieser Fokus auf künftige und auch nur in geringem 

Umfang noch zu errichtende BA im HK-Bereich ist unzulässig und kann eine Risikoprämie nicht rechtfertigen, denn 

dies würde – den unionsrechtlichen Vorgaben und Zielen zuwiderlaufend – bedeuten, dass für den überwiegenden 

Teil der BA in HK-Trassen ein überhöhtes Entgelt entrichtet werden müsste. Die zu genehmigenden Entgelte 

beziehen sich aktuell und aufgrund des überschaubaren Genehmigungszeitraumes auch weiterhin nicht auf 

zukünftig ggf. zu errichtende BA, sondern auf die bestehenden wiederverwendbaren BA, die eben nicht als neue 

BA definiert und nicht mit einem VHCN-spezifischen Risiko behaftet sind.  

 

Es kommt hinzu, dass der VHCN-Aufschlag selbst bei Berücksichtigung künftiger Investitionen der Telekom im HK-

Bereich nicht gerechtfertigt wäre. Denn die Abgrenzung zwischen den neuen BA in der VzK-Trasse und den 

bestehenden wiederverwendbaren BA in der HK-Trasse ist ausdrücklich eine pauschalierende Betrachtung, die in 

Kauf nimmt, dass es in der HK-Trasse auch (wenige) neue BA gibt und umgekehrt in der VzK-Trasse auch (wenige) 

bestehende wiederverwendbare BA. Letzteres würde ignoriert, wenn die Existenz einzelner neuer BA im HK-

Bereich dazu führt, dass hier auch ein VHCN-Aufschlag genehmigt wird. Um einen angemessenen Ausgleich zu 

schaffen, müsste dann berücksichtigt werden, dass eben auch nicht alle Kabelkanäle im VzK-Bereich neu errichtet 

wurden und für diese daher ein geringeres Investitionsrisiko bestand. Dies liefe auf eine Einzelbewertung anstelle 

der vorgenommenen Pauschalierung hinaus. Anders formuliert: Wenn die pauschalierende Abgrenzung zwischen 

HK- und VzK-Bereich – völlig zu Recht – als zutreffend erachtet und zugrunde gelegt wird, dann muss diese auch 

konsequent angewendet werden, um widersprüchliche Annahmen und eine Überschätzung des Investitionsrisikos 

zu vermeiden. Die Abgrenzung erfolgt nämlich originär zwischen neuen und bestehenden wiederverwendbaren 

BA; lediglich annäherungsweise wird hierfür zwischen VzK-Bereich und HK-Bereich differenziert. Diese 

vereinfachende Betrachtung darf nicht dazu führen, dass ein VHCN-Zuschlag auch für den HK-Bereich anzusetzen 

sei, weil hier – künftig – auch in neue BA investiert werde. Denn rückübersetzt auf die originäre Abgrenzung würde 

dies bedeuten, dass ein VHCN-Zuschlag für bestehende wiederverwendbare BA anerkannt wird, obwohl diese 

gerade nicht dem VHCN-Ausbau dienten.  

 

Der auch für die bestehenden wiederverwendbaren BA vorgenommene VHCN-Zuschlag auf den ermittelten WACC 

führt somit auch innerhalb der Logik der vorgeschlagenen Entgeltgenehmigung zu überhöhten 

Überlassungsentgelten für diese bestehenden wiederverwendbaren BA. Dies widerspricht dem Ziel des 

chancengleichen Wettbewerbs ganz erheblich und wird entgegen der Annahme des Konsultationsentwurfs (S. 84) 

auch nicht durch eine Förderung des Infrastrukturausbaus bei Zugangsnachfragern ausgeglichen, da es hier 

gerade nicht um Investitionen in neue BA geht, wie Wettbewerber sie vornehmen würden, sondern um die 

bestehenden wiederverwendbaren BA der Telekom. Dass gegebenenfalls ein kleinerer Teil der Anlagen im HK-

Bereich neu errichtet wird – dabei wäre überdies noch zu unterscheiden, ob es sich um Investitionen im 

Zusammenhang mit dem FTTH-Ausbau oder lediglich um Kapazitätserweiterungen für den nach wie vor nicht 

abgeschlossenen VDSL/Vectoring Ausbau handelt – kann jedenfalls auf Grundlage des Abgrenzungskriteriums 

der Beschlusskammer nicht dazu führen, dass für die Gesamtheit der “Alt”-Anlagen ein überhöhter VHCN-Zuschlag 

zugebilligt wird. Die von der Beschlusskammer vorgenommene Abwägung hinsichtlich des VHCN-Zuschlags 

nimmt daher die auch hier gebotene Differenzierung zwischen neuen und bestehenden wiederverwendbaren BA 
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nicht in der gebotenen Art vor. Somit ist bei den WACC zwingend zwischen neuen und bestehenden 

wiederverwendbaren BA zu differenzieren, wobei für letztere kein VHCN-Zuschlag anzuerkennen ist. Der 

zutreffende WACC für bestehende wiederverwendbare BA ist somit auf höchstens nominal 5,06 % zu begrenzen.  

 

c) Keine Rechtfertigung überhöhter Entgelte 

 

Im Übrigen ist nochmals darauf hinzuweisen, dass es nicht zu rechtfertigen ist, dass die Überlassungsentgelte für 

bestehende wiederverwendbare BA das bisher für diese BA genehmigte Entgeltniveau übersteigen. Die zuletzt – 

im Juni 2022 – genehmigten PIA-Entgelte in Höhe von 0,06 € pro Meter und Monat je Viertelrohr dürfen für die 

vergleichbare Rohrgröße nicht überschritten werden, zumal sich im relevanten Zeitraum keine maßgeblichen 

Kostenparameter (z.B. angemessene Kapitalverzinsung oder Tiefbaukosten) wesentlich verändert haben. Die 

nunmehr vorgesehene Verteuerung des Leerrohrzugangs von 0,06 € auf 0,09 € je Meter und Monat für das in der 

Größe vergleichbare M-Rohr, also um 50 %, ist vor diesem Hintergrund keinesfalls zu rechtfertigen. Sie widerspricht 

dem Zweck der Zugangsverpflichtung, den Zugang zu BA zu erleichtern und eben auch zu vergünstigen. Wenn er 

nun – jedenfalls für bestimmte Nutzungen – teurer wird, dann ist dem ersichtlich nicht gedient.  

 

Auch ein internationaler Vergleich zeigt, dass die vorgesehenen Überlassungsentgelte für die bestehenden 

wiederverwendbaren BA weiterhin überhöht sind, auch wenn sie niedriger sind als die von der Telekom 

beantragten Entgelte (dazu Stellungnahme vom 08.11.2023, S. 13 f.). Die Beschlusskammer scheint eine 

internationale Vergleichsmarktbetrachtung pauschal als nicht durchführbar zu werten. Untersuchungen und 

Studien von anerkannten Beratungsunternehmen wie NERA und auch das WIK stützen diese nicht 

differenzierende Einschätzung jedenfalls nicht, im Gegenteil.1 Unabhängig von der eigentlichen Entgelthöhe wäre 

es aber in jedem Fall zumindest geboten, die Entgelt-Systematiken in den europäischen Mitgliedsländern in der 

Entscheidungsfindung zu berücksichtigen. Eine pauschale Bepreisung abhängig von der Anzahl erreichbarer 

Haushalte existiert in anderen europäischen Ländern, wie auch ein AGP-Zuschlag, nicht. Es ist somit völlig 

unverständlich, warum diese Systematiken nun ausgerechnet in Deutschland Anwendung finden müssen und 

somit zu einer Zerfaserung der Implementierung regulatorischer Instrumente in Europa führt (siehe hierzu unsere 

Ausführungen unter dem folgenden Abschnitt 4.).  

 

4. Überlassungsentgelte für neue BA im VzK-Bereich  

 

Die Überlassungsentgelte für neue BA sollen nach dem Konsultationsentwurf grundsätzlich zutreffend auf Basis 

der KeL, wie auch von der Gigabit-Empfehlung vorgesehen, unter Berücksichtigung der AGP im Sinne von § 38 Abs. 

5 Nr. 3 TKG genehmigt werden, was als andere Vorgehensweise gemäß § 39 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 TKG angesehen wird 

(Konsultationsentwurf, S. 38 ff.). Allerdings legt die Beschlusskammer für den AGP-Aufschlag den Ansatz der 

Telekom zugrunde und ermittelt die AGP auf Basis der von der Telekom prognostizierten Kundenverluste 

(Konsultationsentwurf, S. 93 ff.). Dies ist nicht zu rechtfertigen und aus mehreren Gründen in der von Telekom 

vorgeschlagenen und von der Beschlusskammer im Grundsatz akzeptierten Form abzulehnen.  

 

a) Fehlerhaftigkeit der AGP-Kalkulation der Telekom 

 

Es werden zwar einige Anpassungen an der Kalkulation der AGP der Telekom vorgenommen, sie wird aber im 

Grundsatz verwendet, obwohl sie kaum nachvollziehbar und – soweit ersichtlich – auch mit den vorgenommenen 

Korrekturen fehlerhaft und unplausibel ist. Insoweit verweisen wir auf die in den Stellungnahmen vom 08.11.2023 

 
1 Siehe ergänzend Preisbenchmark im WIK-Consult Report „Best practice for passive infrastructure access“ vom 19.04.2017 in Abschnitt 2.4. Erreichbar unter: 

https://www.wik.org/fileadmin/Studien/2017/best-practice-passive-infrastructure-access.pdf.  

https://www.wik.org/fileadmin/Studien/2017/best-practice-passive-infrastructure-access.pdf
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(S. 9 ff.) und vom 08.12.2023 (S. 15 ff.) detailliert dargelegten Gesichtspunkte. Danach sind zunächst die 

Annahmen der AGP-Berechnung wie antizipierte Marktanteile, Ausbauumfang und -geschwindigkeit, 

Kündigungsquoten, Preisgefüge, etc. durch die Beschlusskammer nicht objektiv prüfbar und deshalb neben den 

methodischen Unzulänglichkeiten als rein hypothetisch zu werten. Für die Verfahrensbeteiligten sind diese 

Annahmen erst recht kaum nachvollzieh- und überprüfbar, weshalb die Kalkulation auf einer ungesicherten, 

erheblichen Zweifeln ausgesetzten Tatsachengrundlage beruht. Exemplarisch sei hier die - im Gegensatz zu vielen 

anderen Teilaspekten - zumindest im Ansatz nachvollziehbare Bestimmung der Breitbandpenetration genannt 

(vgl. S. 101 des Konsultationsentwurfs): Die Beschlusskammer korrigiert diese von 75% auf 84,48%, da sie unter 

Verweis auf den Tätigkeitsbericht der Bundesnetzagentur 2022/2023 eine kleinere Grundgesamtheit 

(„Versorgungspotenzial“) bei der Berechnung der Breitbandpenetration zugrunde legt (45,1 Mio. Haushalte statt 

50 Mio. Haushalten). Die Beschlusskammer lässt hierbei allerdings außer Acht, dass in der berücksichtigten Anzahl 

an Breitbandanschlüssen in Höhe von 38,1 Mio. als Zähler der Gleichung auch rund 1,0 Mio. (vorwiegend) drahtlose 

Anschlüsse beinhaltet sind (vgl. S. 25 des Tätigkeitsberichts). Diese Kunden haben entweder kein Interesse an 

einem leitungsgebundenen Breitbandanschluss oder der Ausbau zu diesen etwaig weit außerhalb liegender 

Liegenschaften war bisher schlicht nicht profitabel. Dies wird sich erwartungsgemäß auch nicht mit dem weiteren 

Voranschreiten des Glasfaserausbau ändern – oder nur im Rahmen eines Förderprojektes, welches ohnehin 

separat zu betrachten wäre. Insofern müsste die Anzahl an Breitbandanschlüssen um 1,0 Mio. auf 37,1 Mio. gekürzt 

werden; die Breitbandpenetration wäre folglich bei 82%.   

 

Zudem basiert die Berechnung auf der völlig unrealistischen und ökonomisch unplausiblen Annahme, dass 

aufgrund des zu gewährenden Zugangs zu BA ein kompletter Überbau bestehender Glasfaserinfrastruktur der 

Telekom stattfinden würde, was nicht der Fall ist. Die vorgeschlagene Entgeltsystematik ist bewusst so konzipiert, 

dass objektiv kein Anreiz für einen vollständigen Überbau – der im Übrigen auch aus anderen Gründen bzw. bei 

anderer Entgeltstruktur nicht erfolgen würde – gegeben ist. Zu berücksichtigen wäre ferner, dass für eine AGP-

Betrachtung nur solche Leerrohre einzubeziehen sind, in denen bereits auf Basis dort verlegter Glasfaser Kunden 

versorgt werden, denn nur diese Kunden sind angeschlossen und waren für die Telekom als Glasfaser-Kunden zu 

gewinnen und könnten daher „verloren“ gehen. Der Verlust eines Kunden, der aktuell noch die Kupferinfrastruktur 

nutzt und künftig auf Glasfaser migrieren muss, darf demgegenüber nicht berücksichtigt werden, weil die 

Gewinnung solcher Kunden durch Wettbewerber Ausdruck des normalen und gerade erwünschten (Infrastruktur-

) Wettbewerbs ist. Dies hieße ansonsten, dass alle derzeitigen Kunden auf der Kupferinfrastruktur der Telekom 

gleichsam “automatisch” als zukünftige Bestandskunden der Telekom auf ihrer FTTH-Plattform gewertet werden. 

Es bedarf nach unserer Überzeugung keiner weiteren Erläuterung, dass dies selbstverständlich faktisch nicht der 

Fall ist und auch dem Regulierungsziel der Förderung des (Infrastruktur- ) Wettbewerbs eklatant widersprechen 

würde. Es gilt insofern zu verhindern, dass die Telekom ihre existierende Marktmacht konservieren und auf den 

Glasfasermarkt übertragen kann, weshalb die vermeintlichen Kundenverluste in diesem Zusammenhang 

keinesfalls bei der Entgeltregulierung zu ihren Gunsten berücksichtigt werden dürfen.  

 

Darüber hinaus bestehen weitere methodische Fehler bei dem Ansatz der Telekom, die soweit ersichtlich nicht 

korrigiert wurden, wie etwa die fehlende Berücksichtigung der von Wettbewerbern errichteten Infrastruktur über 

die Kabelnetze hinaus. Im Ergebnis dürfte sich nach den gebotenen Anpassungen aus der Methodik der Telekom 

allenfalls eine sehr geringe und im Ergebnis vermutlich vernachlässigbare Kundenverlustquote ergeben.  

 

Wir möchten in diesem Zusammenhang auf den damit unwillkürlich eingebauten paradoxen Effekt hinweisen, dass 

die Berücksichtigung der AGP in der vorliegenden Form eine stärker als erwartet eintretende Nutzung im 

Nachhinein gewissermaßen “bestraft”. Denn die umfangreiche Inanspruchnahme der Leerrohr-Infrastruktur der 

Telekom, welche erklärtes Ziel des Regulierungsinstrumentes sein muss, würde in der vorgeschlagenen Logik 
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dazu führen, dass die Kundenverluste bei der Telekom ggf. höher als derzeit antizipiert wären. In der Folge würde 

der AGP-Zuschlag für den nächsten Genehmigungszeitraum noch höher werden. Im Ergebnis würde die effiziente 

Nutzung bestehender passiver Infrastruktur dazu führen, dass die Nutzung unattraktiver und stattdessen der 

Business Case zum vollständigen Eigenausbau wieder vorzugswürdig wird. Genau das Gegenteil müsste allerdings 

gefördert werden. Insofern führt schon diese intrinsische Mechanik die vorgeschlagene AGP-Logik als sinnvollen 

Ansatz zur Berücksichtigung von besonderen Risiken bei Glasfaserinvestitionen ad absurdum.  

 

b) Kein gesonderter AGP-Aufschlag, sondern Risikoprämie 

 

Der vorgenannte Befund stützt die auch weiterhin von Vodafone vertretene Auffassung, dass die Berücksichtigung 

von AGP keinesfalls zwangsläufig zu höheren Entgelten und einem gesonderten Aufschlag zum Ausgleich 

prognostizierter Kundenverluste führen darf. Richtigerweise ist lediglich einem erhöhten Risiko bei Investitionen 

in neue BA im Rahmen des WACC Rechnung zu tragen, sofern ein höheres Investitionsrisiko tatsächlich 

festzustellen ist (siehe Stellungnahmen vom 08.11.2023, S. 11 f., und vom 08.12.2023, S. 13 ff.). Der AGP-

Aufschlag muss daher, wenn überhaupt (dazu sogleich c)), eine Risikoprämie im Sinne eines AGP-Aufschlags auf 

den Kapitalkostensatz im Sinne von § 42 Abs. 3 TKG sein – weshalb auch keine andere Vorgehensweise im Sinne 

von § 39 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 TKG vorliegt. Eine solche Risikoprämie sieht auch Ziff. 67 der Gigabit-Empfehlung vor, 

von einem anderweitigen Aufschlag ist dort nicht die Rede. Gestützt wird dies zudem von ErwGr. 54 der Gigabit-

Empfehlung, der eine Berücksichtigung von AGP in der hier vorgesehenen Form gerade nicht vorsieht, denn die 

Entgelte sollen die Marktbedingungen widerspiegeln und auf tatsächlichen Kosten beruhen. Auch § 38 Abs. 5 Nr. 3 

TKG fordert keine bestimmte Art der Berücksichtigung der AGP, weshalb eine Berücksichtigung als Risikoprämie 

im Rahmen des WACC damit im Einklang steht und zugleich den unionsrechtlichen Vorgaben entspricht.  

 

Die ausweislich des Konsultationsentwurfs von der Beschlusskammer beabsichtigte Vorgehensweise, einen 

eigenständigen AGP-Aufschlag auf die KeL vorzunehmen, steht daher im Widerspruch zur Gigabit-Empfehlung. 

Dies ist besonders schwerwiegend, weil der Konsultationsentwurf zusätzlich zu dem AGP-Aufschlag auch einen 

VHCN-Zuschlag auf den WACC vornimmt und daher eine doppelte Risikoprämie für Investitionen in neue 

Infrastrukturen vorsieht. Dies ist im Gegensatz zur Annahme der Beschlusskammer nicht dadurch zu rechtfertigen, 

dass die Berücksichtigung der AGP gemäß § 38 Abs. 5 Nr. 3 TKG eine andere Zielrichtung habe als der VHCN-

Zuschlag, der das höhere Investitionsrisiko unabhängig von einer Zugangsverpflichtung abbilde (so aber 

Konsultationsentwurf, S. 82 f.). Denn der VHCN-Zuschlag soll nach der Gigabit-Empfehlung das spezifische Risiko 

einer Investition in neue Infrastruktur abbilden, wobei die Gigabit-Empfehlung jedoch von vorneherein davon 

ausgeht, dass diese neue Infrastruktur von Wettbewerbern diskriminierungsfrei mitgenutzt werden kann, also eine 

Zugangsverpflichtung voraussetzt. Dass die Risikoprämie also eine Zugangsverpflichtung in Bezug auf diese 

Infrastruktur noch nicht berücksichtige, trifft nicht zu, sondern die Investition in neue BA ist heute stets davon 

geprägt, dass diese auch von Wettbewerbern mitgenutzt werden können. Im Gegenteil ergäbe ein Risikozuschlag 

für eine Infrastruktur, die überhaupt nicht von Dritten über Zugang bzw. Zugangsrechte genutzt wird, gar keinen 

Sinn und wäre überflüssig – für welche Zwecke sollte ein so kalkulierter Zuschlag dann relevant sein? Deshalb ist 

zusätzlich zu dem VHCN-Zuschlag kein weiterer AGP-Zuschlag zur Berücksichtigung der Zugangsverpflichtung 

erforderlich – und auch nicht zulässig.  

 

c) Keine Rechtfertigung für eine Risikoprämie bzw. einen Zuschlag 

 

Unabhängig davon, dass die Berücksichtigung der AGP bzw. eines höheren Investitionsrisikos grundsätzlich im 

Rahmen des WACC zu verorten ist und nicht doppelt erfolgen darf, ist aber auch grundlegend zu hinterfragen, ob 
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überhaupt ein höheres Risiko besteht, das zu einem Aufschlag führen kann. Dies ist wie bereits dargelegt (siehe 

Stellungnahme vom 08.12.2023, S. 13 ff.) nicht der Fall.  

 

Es trifft nicht zu, dass jegliche Mitnutzung von BA der Telekom die in diese BA gesetzten Renditeerwartungen in 

einem bundesweiten Geschäftsmodell beeinträchtigen. Bei den BA selbst handelt es sich zunächst nicht um ein 

VHC-Netz und sie weisen kein diesbezüglich höheres Risikoprofil auf. Auch hat die Telekom hier kein systematisch 

höheres Risiko als neu in den Markt eintretende, ausbauende FTTH-Unternehmen. Zusammen mit der oben 

getroffenen Schlussfolgerung, dass die auferlegte Zugangsverpflichtung allenfalls minimale Kundenverluste – 

jedenfalls wäre diese (alternative) Annahme von der Beschlusskammer zunächst nicht widerlegbar – der Telekom 

zur Folge hat, ist somit keine Risikoprämie gerechtfertigt.  

 

Selbst wenn man dies anders sieht und – zu Unrecht – einen AGP-Zuschlag für erforderlich erachtet, dann sind die 

von der Beschlusskammer vorgesehenen Zuschläge weit überhöht. Dies gilt ohnehin für den weder dem Grunde 

noch der Höhe nach zu rechtfertigenden AGP-Aufschlag auf die KeL, aber auch für den VHCN-Zuschlag auf den 

WACC. Dieser beträgt mit 2,48 % fast 50 % auf den ermittelten WACC von nominal 5,06 %, was das Investitionsrisiko 

ersichtlich überschätzt. Im europäischen Durchschnitt beträgt der VHCN-Zuschlag lediglich 30 % (siehe 

Stellungnahme vom 08.12.2023, Anlage 2), und dies für die VHC-Netze selbst, nicht für die mit deutlich 

geringerem Risiko behafteten BA.  

 

Auch für neue BA ist der WACC daher auf maximal 5,06 % zu begrenzen.  

 

d) Keine pauschale Bepreisung anhand versorgter Wohneinheiten 

 

Ein weiterer zentraler Aspekt der monatlichen Überlassungsentgelte für neue BA in der VzK-Trasse ist die von der 

Telekom beantragte zugrunde liegende Leistung bzw. deren Maßeinheit, nämlich die Anzahl der versorgten 

Wohneinheiten, die im Konsultationsentwurf übernommen werden. Diese Abkehr von der längenbasierten 

Bepreisung pro Meter ist weder zu rechtfertigen noch zielgerichtet und sinnvoll.  

 

Dies gilt zum einen, wenn man die Ergebnisse der vorangehenden Abschnitte zu Grunde legt und davon ausgeht, 

dass kein gesonderter AGP-Aufschlag auf die KeL vorzunehmen ist. Ein solcher Aufschlag ist der einzige Grund für 

die vorgenommene Differenzierung nach Wohneinheiten, weil sich diese im Hinblick auf mögliche Kundenverluste 

unterscheiden. Werden die AGP hingegen zutreffend als Risikoprämie im Rahmen des WACC berücksichtigt, ist die 

differenzierte Bepreisung nach Wohneinheiten weder zweckmäßig noch gerechtfertigt.  

 

Aber auch unabhängig hiervon ist der Ansatz der Telekom, nicht nach der Länge der genutzten Kabelkanalanlage, 

sondern nach der Größe des angeschlossenen Hauses zu bepreisen, mit zahlreichen Problemen verbunden. Mit 

den Kosten der Infrastruktur ist dieser Ansatz nicht in Einklang zu bringen. Die KeL bemessen sich nach der Länge 

des Leerohres, nicht nach den angeschlossenen Wohneinheiten. Die von der Beschlusskammer zugrunde 

gelegten KeL je Wohneinheits-Cluster sind das Ergebnis einer Durchschnittsbetrachtung, durch welche die 

tatsächlichen KeL nur stark verzerrt Berücksichtigung finden. Soweit nicht ein dem Durchschnitt entsprechender 

Fall vorliegt, sind die angesetzten Durchschnitts-KeL von 10,16 € entweder zu hoch oder zu niedrig, weshalb die 

Entgelte für die jeweilige Leistung im Ergebnis nicht kostenbasiert sind. Sie entsprechen schon vor der Addition 

des AGP-Aufschlages nicht den KeL im Sinne von § 42 TKG, da diese längenabhängig und nicht stets für alle 

versorgten Gebäude gleich sind. Die entfernungsunabhängige Pauschalierung der Preise ist daher nicht zu 

rechtfertigen (dazu Stellungnahmen vom 08.11.2023, S. 4, und vom 08.12.2023, S. 13) und mit einer 

kostenorientierten Vorgehensweise unvereinbar.  
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Die von den entfernungsabhängigen Kosten der Leistung unabhängige, dafür jedoch nach versorgten 

Wohneinheiten differenzierte Bepreisung hat erhebliche negative Auswirkungen auf die Zugangsnachfrager. Dies 

zeigt der folgende beispielhafte Vergleich: Der Zugang zu einer Leerrohr-Strecke, die zwar sehr lang ist und deren 

Errichtung daher teurer war als die angenommenen durchschnittlichen 10,16 €, die aber nur ein Einfamilienhaus 

versorgt, würde deutlich unterhalb der tatsächlichen Kosten angeboten, wohingegen ein kurzes Leerrohr mit 

deutlich geringeren Kosten als 10,16 € stets zu teuer und bei Versorgung eines Mehrfamilienhauses ganz 

erheblich zu teuer angeboten würde. Die einen Zugangsnachfrager wären daher gezwungen, die Nutzung anderer 

Zugangsnachfrager quer zu finanzieren. Dies ist nicht zu rechtfertigen und widerspricht dem Grundsatz des § 42 

TKG.  

 

Insbesondere stellt sich bei diesem Vorgehen die Frage, wie die derzeit umfangreich existierende Leerrohr-

Infrastruktur beim von der Telekom durchgeführten Ausbau im Sinne von „Homes Passed“ zur Nutzung zur 

Verfügung gestellt werden soll und welche Entgelte dann gelten würden. Nach unserem Verständnis des von 

Telekom vorgelegten Vorschlags wird die derzeit umfangreiche Infrastruktur im VzK-Bereich, die zwar in den 

Straßen vor den Grundstücksgrenzen verlegt und verfügbar ist, aber noch über keine Gebäudezuführungen 

(“Hausstich”) verfügt, von Telekom nicht angeboten werden, da die Telekom sie als noch nicht erstellt klassifiziert 

(keine Wohneinheiten angeschlossen). Sollte diese Sichtweise bzw. dieses Verständnis des Telekom Angebotes 

zutreffend sein, würde dies dem gewünschten regulatorischen Ziel der Öffnung der Infrastruktur über einen 

verbesserten Leerrohrzugang diametral widersprechen und wäre absurd. Eine sinnvolle und im Sinne von 

Kostenersparnissen effiziente (Mit-) Nutzung der Telekom Leerrohrinfrastruktur ist nämlich gerade dann gegeben, 

wenn eigene VHC-Netze des Wettbewerbers damit vor vollständiger Errichtung des FTTH-Netzes der Telekom bis 

in die Gebäude ermöglicht werden. Wenn aber die Nutzung der VzK-Infrastruktur in den Straßen für den (Erst-) 

Anschluss von Standorten und Gebäuden nicht möglich wäre, sondern lediglich der “Überbau” des Telekom 

Glasfasernetzes – der ja durch die vorgeschlagene Entgeltsystematik ohnehin unattraktiv ist (siehe dazu oben) – 

wenn bereits in die Gebäude verlegt, würde die komplette Zugangsregulierung für den VzK-Bereich ins Leere 

laufen. Sollte eine Nutzung der VzK-Infrastruktur ohne vorhandenen Gebäudeanschluss aber nach Ansicht der 

Beschlusskammer möglich und zulässig sein – was nach unserer Überzeugung selbstverständlich und 

unabdingbar ist – stellt sich die Frage, welches Entgelt dann zu Grunde zu legen wäre. Dies gilt erst recht, wenn 

von derselben Vzk-Trasse / Leerrohr mehrere Standorte per Abzweig erschlossen werden. Die Anzahl der 

Wohneinheiten der nicht erschlossenen Standorte bzw. Gebäude wäre dann aus unserer Sicht rein hypothetisch 

und könnte z.B. bei Anschluss eines hochwertigen Kunden dann insbesondere in größeren Liegenschaften (mit 

potenziell vielen Wohneinheiten) eher zum Eigenausbau führen, obwohl freie Kapazitäten mitgenutzt werden 

könnten. Dies würde das Regulierungsziel untergraben. 

 

Eine Verweigerung des Angebotes falls noch keine Gebäudezuführung existiert entspräche aber vor allem auch 

nicht der Realität, denn die Telekom hat sich nur schlicht dazu entschieden den Ausbau zu “Homes Connected” 

nicht weiter voranzutreiben. Wettbewerber könnten dies allerdings als attraktiv ansehen. Die Entgeltsystematik in 

der vorliegenden Form würde dies jedoch verhindern und somit den Ausbau neuer Netze hemmen statt fördern. 

Eine längenabhängige Bepreisung würde diese Probleme ebenfalls wirksam adressieren. 

 

Sofern ein AGP-Zuschlag – wie dargelegt zu Unrecht – vorgenommen würde, wäre dieser somit auf die 

längenabhängig korrekt ermitteln KeL aufzuschlagen und nicht auf pauschalisierte Durchschnittsentgelte. Dies 

spricht im Übrigen auch ganz praktisch dafür, die AGP allenfalls im Rahmen des WACC zu berücksichtigen, weil 

sich damit eine einfache, wie bisher längenabhängige Entgeltstruktur und keine komplexe Entgeltmatrix unter 

Berücksichtigung der Länge und der versorgten Wohneinheiten ergibt.  
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5. Einmalentgelte 

 

Die Beschlusskammer argumentiert, dass die bisherigen Einmalentgelte im Rahmen der Mitnutzung nach §§ 138 

ff. TKG im aktuellen Verfahren „keine Referenzgröße mehr darstellen können“ (vgl. S. 113 des 

Konsultationsentwurfs); insbesondere da die im Rahmen der Mitnutzung aufgerufenen Entgelte der Telekom sich 

auf Tarife aus dem Verfahren BK3a-16/006 stützen, die weniger komplex waren als der nun betrachtete Zugang 

zu BA. Diese pauschalierende Argumentation überzeugt nicht. Denn eine Mitnutzung im Rahmen des §§ 138 ff. 

TKG erfolgt typischerweise bereits für individuelle Strecken zwischen zwei Punkten und ist somit ebenfalls gerade 

keine „standardisierte Streckenführung zwischen MFG/KVz und HVt“ (siehe ebenda). Es handelt sich also bereits 

hier um kein standardisiertes Produkt, die Entgelte wurden dennoch von der Telekom selbst im Angebot 

verschriftlich. Eine Erhöhung von den im Rahmen der Mitnutzung nach §§ 138 ff. TKG aufgerufenen Entgelten 

würde somit einem verbesserten Zugang diametral entgegenstehen, da sich die Bedingungen verschlechtern 

würden. 

 

Konkret ist – wie auch schon in unserer Stellungnahme vom 08.12.2023 hervorgehoben – insbesondere nicht 

nachvollziehbar und kritisch zu hinterfragen, warum vormals existierende Leistungsbestandteile nun 

kostenerhöhend aufgeteilt wurden. Exemplarisch sind beispielsweise die Kosten der Projektierung in der 

Angebotsphase zu nennen: Im Rahmen der Mitnutzung nach §§ 138 ff. TKG betrugen diese längenunabhängig 

24,82 €. Im Konsultationsentwurf sind diese nun längenabhängig bepreist und bereits für die ersten 100m sind 

88,01 € zu entrichten (für jede weiteren 500m zusätzlich 46,22 €). Es wurde also nicht nur die Entgelthöhe, 

sondern auch die komplette Entgeltstruktur bei den Einmalentgelten ohne ersichtliche Notwendigkeit oder 

sachliche Begründbarkeit verändert – einzig zum Vorteil der Telekom und zum Nachteil der Zugangsnachfrager. 

 

Weiterhin ist aus Sicht der Vodafone der von der Beschlusskammer vorgesehene Wert, der den 

Inflationierungsfaktor der Antragstellering ersetzt, zu korrigieren. Die Beschlusskammer nutzt anstatt eines 

Verfahrens, welches auf einer 10-Jahresbetrachtung basiert, nun den Prognosewert des Jahres 2023. Dieser 

beträgt gemäß Jahreswirtschaftsbericht 5,9% (vgl. Konsultationsentwurf, S. 115). Dieses Vorgehen ist gleich aus 

mehreren Punkten zu kritisieren:  

1) Im Februar 2024 wurde der aktuelle Jahreswirtschaftsbericht des BMWKs veröffentlicht. Dieser 

beinhaltet eine Projektion der Inflationsrate für 2024. Diese beträgt 2,8%. Es ist unverständlich und 

beurteilungsfehlerhaft, dass die Beschlusskammer plant einen veralteten Prognosewert zu nutzen.  

2) Die von der Beschlusskammer geplante Abkehr von ein Durchschnittsbetrachtung impliziert den 

Wunsch die aktuelle wirtschaftliche Lage widerzuspiegeln, denn die Beschlusskammer begründet dieses 

Vorgehen damit „um der aktuellen anhaltenden deutlichen Inflation Rechnung zu tragen“ (vgl. 

Konsultationsentwurf, S. 115). Dies würde allerdings konsequenterweise bedingen, dass der jeweils 

aktuellste Wert der Inflationsrate genutzt wird. Laut der vom BMWK veröffentlichten Pressemitteilung 

„Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im April 2024“ beträgt dieser 2,2% (für März 2024, Stand 

12.04.2024). Angemerkt sei hierbei auch, dass die Inflationsrate nicht anhaltend hoch ist, sondern seit 

Anfang 2023 wieder fällt und nun bereits wieder auf dem Zielkorridor von rund 2% angekommen ist. 

3) Die Beschlusskammer plant einen über zehn Jahre berechneten Durchschnittswert durch den Wert eines 

einzelnen Jahres zu ersetzen. Ein solcher ist inhärent anfällig für Sondereffekte, was sich in den 

Ausreißern bei der Inflationsrate im Jahr 2022 und 2023 zeigt. Demgegenüber wird ein Wert genutzt, der 

die von der Beschlusskammer (faktisch bereits überholte) erwartete Entwicklung widerzuspiegeln 

scheint. Methodisch stellt dies eine Abkehr von einem die Volatilität glättendem Verfahren dar. Dies ist 

insbesondere auch deshalb fragwürdig, da der Zehnjahresschnitt der Inflationsrate der Jahre 2013 bis 
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2023 zu einem Wert in Höhe von 2,2% führt. Ein Wert der mehr als 50% unter dem Wert liegt, den die 

Beschlusskammer plant anzusetzen. Vorhersagbarkeit und Stabilität werden dadurch konterkariert.  

Im Ergebnis zeigen die vorgebrachten Kritikpunkte die Notwendigkeit der Anpassung des Wertes durch die 

Beschlusskammer auf 2,2% bis 2,8%, was wir hiermit beantragen. 

 

6. Anpassungen bei Änderungen der Leistungen gemäß Standardangebot 

 

Das vorliegende Entgeltgenehmigungsverfahren steht derzeit vor der Herausforderung, dass noch kein 

genehmigtes Standardangebot der Telekom vorliegt. Mangels erster Teilentscheidung der Beschlusskammer ist 

bisher auch nicht abzusehen, welche Änderungen an den zu bepreisenden Leistungen sich noch ergeben können. 

Dies macht es den Verfahrensbeteiligten unmöglich, hierzu bereits Anträge zu stellen oder konkret vorzutragen.  

 

Der Erlass einer Entgeltgenehmigung vor Abschluss des Standardangebotsverfahren ist aus Sicht der Vodafone 

zwar sehr unglücklich, aber rechtlich zulässig und hier aufgrund des Zeitablaufs auch geboten. Es muss dann 

jedoch in der Entgeltgenehmigung klargestellt werden, dass diese lediglich auf Basis der im Entgeltantrag der 

Telekom vorgesehenen Leistungen erfolgt und zwingend abzuändern bzw. zu ergänzen sein wird, sollten sich 

gegenüber dem Entgeltantrag Änderungen der Leistungen im Rahmen des Standardangebots ergeben. Der 

Konsultationsentwurf (S. 56) sieht dies zutreffend vor, geht aber davon aus, dass die Telekom im Fall derartiger 

Änderungen des Standardangebots dann einen neuen Entgeltantrag stellen müsste. Dies bietet der Telekom eine 

weitere Gelegenheit, das Vorliegen genehmigter Entgelte zu verzögern. Daher ist bereits jetzt vorzusehen, dass 

solche ergänzenden Entgelte ebenfalls rückwirkend ab dem 01.10.2024 zu genehmigen sind, um Anreize für 

Verzögerungen zu reduzieren und zu verhindern, dass aus den bereits jetzt eingetretenen, von der Telekom 

verursachten Verfahrensverzögerung keine weiteren Nachteile für die Zugangsnachfrager entstehen.  

 

Eine solche im Rahmen des Standardangebots nach Ansicht von Vodafone zwingend vorzusehende 

Leistungsänderung betrifft die bisher nicht berücksichtigte Teilnutzung von Rohrkapazitäten sowie eine 

Nachbelegung, die unbedingt ermöglicht werden müssen (dazu Stellungnahme vom 08.11.2023, S. 4). Es ist in 

keiner Hinsicht zu rechtfertigen, dass eine Verschlechterung dahingehend erfolgen soll, dass für die Nutzung von 

Strecken, in denen ausschließlich größere Rohre vorhanden sind, stets die vollständige Nutzung des ganzen 

Rohres zu vergüten ist, obgleich eine Teilnutzung möglich wäre. Dies widerspricht auch dem Grundsatz einer 

effizienten Nutzung der vorhandenen Infrastruktur, was wiederum für einen möglichst umfassenden und zügigen 

VHC-Netzausbau kontraproduktiv ist. Für den Fall, dass dennoch im Rahmen des Standardangebotes keine 

Aufteilung von Leerrohren und eine Teilnutzung ermöglicht wird, muss jedenfalls die Bepreisung die im Prinzip 

mögliche Teilnutzung reflektieren und lediglich die beantragte und ausreichende Größenklasse berechnet 

werden. Auch hierfür wäre ggf. eine nachträgliche Abänderung der Entgeltgenehmigung vorzunehmen. 
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7. Genehmigungszeitraum 

 

Vodafone sieht das Vorgehen der Beschlusskammer, den Genehmigungszeitraum zunächst auf zwei Jahre zu 

beschränken, als sinnvoll an, um die tatsächliche Nutzung im Markt für dieses neue Produkt zu beobachten. Wir 

geben allerdings zu bedenken, dass aufgrund der langwierigen und seitens Telekom verzögerten Verfahrensdauer 

die faktische Nutzbarkeit des Zugangsprodukts auf Grundlage dieser Genehmigung voraussichtlich nur ein Jahr 

beträgt.  

 

 

Das Schreiben enthält KEINE Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Vodafone GmbH 

 

      

(Ronald Weiss)      (Georg Merdian) 

 

 


